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Senat der Freien und Hansestadt Hamburg 
Personalamt  
Herrn Volker Wiedemann  
Ferdinandstraße 24 

20095 Hamburg  

  

    

Stellungnahme zum Entwurf eines Hamburgischen Gesetzes zur Be-

soldungs- und Versorgungsanpassung 2026/2027/2028, zur Gewähr-

leistung einer amtsangemessenen Alimentation sowie zur Änderung 
weiterer dienstrechtlicher Vorschriften  

 

Sehr geehrter Herr Wiedemann,  

das Personalamt hat den Deutschen Gewerkschaftsbund (DGB) mit Schreiben 
vom 10. Juni 2026 um eine Stellungnahme zum Entwurf eines Hamburgischen 
Gesetzes zur Besoldungs- und Versorgungsanpassung 2026/2027/2028, zur Ge-

währleistung einer amtsangemessenen Alimentation sowie zur Änderung wei-
terer dienstrechtlicher Vorschriften gebeten. Mit Schreiben vom 24. Juni 2026 

wurde das Beteiligungsverfahren kurzfristig um den Entwurf mehrerer Artikel 
ergänzt, die die Einführung einer 41-Stunden-Woche für die Beamtinnen und 

Beamten in Hamburg vorsehen. Der DGB nimmt hiermit zu beiden Vorgängen 
Stellung.  

Aufgrund der hohen Bedeutung des vorliegenden Gesetzgebungsverfahrens 
hat der DGB um ein Beteiligungsgespräch gebeten. Dieses fand am 3. Juli 2026 

statt. Es kam dabei zu keiner sachgerechten Verständigung.   

 

Zur Gesamtbewertung des vorliegenden Entwurfes 

Der vorliegende Gesetzentwurf verfolgt zwei gegenläufige Zielrichtungen: Ei-
nerseits werden aus Sicht des Senats verfassungsrechtlich gebotene Verbesse-
rungen bei der Besoldung der Beamtinnen und Beamten umgesetzt, um eine 
amtsangemessene Alimentation zu gewährleisten. Andererseits sollen diesel-

ben Beamtinnen und Beamten durch die Einführung der 41-Stunden-Woche ei-
nen erheblichen Beitrag zur Haushaltskonsolidierung leisten. Diese Verknüp-
fung widerspricht aus Sicht des DGB dem zwingenden Ziel, die Attraktivität des 

öffentlichen Dienstes im Wettbewerb mit dem Bund und den anderen Ländern 

nachhaltig zu stärken. 

10. Juli 2026 

Olaf Schwede 
Abteilungsleiter 
Öffentlicher Dienst/ Beamte/ 
Mitbestimmung 
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Der vorliegende Gesetzentwurf berücksichtigt sowohl die Tarifeinigung für die 
Tarifbeschäftigten der Länder vom 14. Februar 2026 als auch den Beschluss des 

Bundesverfassungsgerichts vom 17. September 2025, veröffentlicht am 19. No-

vember 2025, zur Berliner A-Besoldung. Hinzu kommen politische Entscheidun-
gen, wie die Frage der möglichen Abgeltung früherer Ansprüche aus den Jahren 
seit 2011 sowie die vom Senat angestrebte Einführung der 41-Stunden-Woche 
für Beamtinnen und Beamte. Die unterschiedlichen Regelungen des Gesetzent-

wurfs sind damit differenziert zu bewerten.  

Der Gesetzentwurf sieht eine zeit- und wirkungsgleiche Übertragung der Tarifei-
nigung für die Beschäftigten der Länder vom 14. Februar 2026 auf die Besol-
dung und Versorgung der Beamtinnen und Beamten vor. Als Besonderheit im 
Vergleich zu anderen Ländern wird dabei auch die Zulage für bestimmte bür-
gernahe Beschäftigtengruppen im Stadtstaat Freie und Hansestadt Hamburg – 

kurz: Hamburg-Zulage – auf die Besoldung der Beamtinnen und Beamten über-
tragen. Dies ist grundsätzlich zu begrüßen. Die Tarifabschlüsse müssen auch 
weiterhin der Maßstab für die regelmäßigen Anpassungen der Besoldung und 

Versorgung bleiben. Dies sieht auch der Koalitionsvertrag der Regierungskoali-

tion mit seiner Tarifgarantie explizit vor.  

Aus Sicht des DGB und seiner Gewerkschaften sollten die linearen Steigerungen 

des Tarifergebnisses auch auf die Stellen- und Erschwerniszulagen Anwendung 
finden. Diese Zulagen sollten ebenfalls an den regelmäßigen Erhöhungen der 

Besoldung teilnehmen. Sie sind entsprechend dauerhaft zu dynamisieren. Hier 
besteht am vorliegenden Gesetzentwurf Nachbesserungsbedarf.  

Die grundsätzlich positiv zu bewertende Übertragung des Tarifergebnisses wird 

jedoch durch die parallel vorgesehene Einführung der 41-Stunden-Woche für 

die Beamtinnen und Beamten konterkariert. Die geplante Einführung der 41-

Stunden-Woche stößt auf entschiedene Kritik der Gewerkschaften. Sie ist eine 
erhebliche Verschlechterung der Arbeitsbedingungen der Beamtinnen und Be-
amten. Der öffentliche Dienst in Hamburg wird damit im Ländervergleich wei-

ter an Attraktivität verlieren, die bestehenden Personalprobleme werden sich 

weiter verschärfen. Mit der 41-Stunden-Woche sind erhöhte gesundheitliche 
Belastungen, beispielsweise in Bereichen mit Schicht- und Wechselschicht-

dienst, verbunden. Lehrkräfte, die nun mit einer Wochenarbeitszeit von 47,74 
Stunden pro Schulwoche geplant werden, drohen während der Unterrichtswo-

chen immer wieder die regelmäßige Wochenhöchstarbeitszeit von 48 Stunden 
zu überschreiten. Gleichzeitig erfolgt eine Einkommensreduzierung, die insbe-
sondere Menschen in Teilzeit spürbar treffen wird. Dieser Sparkurs auf dem Rü-

cken der Beschäftigten ist für den DGB absolut inakzeptabel. Die durchschnittli-

che regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit für die Tarifbeschäftigten in 
Hamburg liegt nach dem TV-L bei 39 Stunden.  

Der Gesetzentwurf sieht weitere Maßnahmen zur Sicherung einer amtsange-
messenen Alimentation auf Basis der Grundsatzentscheidung des Bundesver-

fassungsgerichts zur Berliner Beamtenbesoldung vom 17. September 2025 vor. 
Grundsätzlich positiv bewertet der DGB in diesem Kontext die angekündigte 



 

Seite 3/19 

Verstetigung einer Sonderzahlung zur Sicherung einer amtsangemessenen Ali-
mentation in Höhe von 27,5 % und die Nachzahlung für das Jahr 2025. Der DGB 

lehnt es jedoch ab, dass die Versorgungsempfängerinnen und Versorgungs-

empfänger weiterhin von dieser Leistung ausgeschlossen bleiben. Dies trägt 
weder zum Rechtsfrieden bei noch wird es der Lebensleistung der Betroffenen 
gerecht. Angesichts mehrerer Vorlagebeschlüsse zu dieser Frage aus Hamburg 
und offener Verfahren zur amtsangemessenen Alimentation im Bereich der Ver-

sorgung vor dem Bundesverfassungsgericht aus anderen Ländern, ist dieses 

Vorgehen für den Senat mit hohen rechtlichen Risiken verbunden. 

Ob diese Maßnahme ausreicht, um eine amtsangemessene Alimentation in den 
kommenden Jahren zu sichern, ist aus Sicht des DGB schwer zu beurteilen, da 
die entsprechenden Berechnungen überwiegend auf Prognosewerten basieren. 
Der DGB erwartet hier eine regelmäßige Überprüfung und ggf. rückwirkende Er-

höhung der entsprechenden Beträge.  

Ebenfalls kritisch bewertet der DGB die rückwirkenden Regelungen für die 

Jahre 2011 und 2012. Die verfassungsrechtliche Zulässigkeit einer derart weit-
gehenden rückwirkenden Regelung erscheint zumindest zweifelhaft. Darüber 

hinaus werfen die vorgeschlagenen Regelungen die Frage auf, ob der Senat da-
mit tatsächlich Rechtsfrieden schaffen will oder ob vorrangig prozesstaktische 

Ziele im Zusammenhang mit den bereits beim Bundesverfassungsgericht an-
hängigen Vorlagebeschlüssen des Verwaltungsgerichts Hamburg verfolgt wer-

den. Für einen umfassenden Rechtsfrieden wären weitergehende Regelungen 
für die Jahre 2011 bis 2021 sowie eine Klärung des Umgangs mit den mehr als 

8.000 anhängigen Klageverfahren erforderlich. Der DGB erwartet deswegen 
ausdrücklich, dass der Senat im Rahmen des vorliegenden Entwurfs auf die 

entsprechenden Regelungen für die Jahre 2011/2012 bis zu einer Entscheidung 
des Bundesverfassungsgerichts über die Vorlagebeschlüsse verzichtet oder 
aber diese Regelungen konkret auch für die Jahre 2013 bis zur Einführung des 

neuen Familienmodells im Jahr 2019 fortschreibt.  

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf besteht erkennbar die Gefahr, dass Ham-

burg im Vergleich mit anderen Ländern, insbesondere Schleswig-Holstein, er-
kennbar zurückfallen wird. Dies wird erhebliche Auswirkungen auf die Attrakti-

vität des öffentlichen Dienstes in Hamburg haben. Mit der geplanten 
Einführung der 41-Stunden-Woche dürfte sich Hamburg im Ländervergleich 

massiv verschlechtern. Der DGB erwartet deshalb, dass der Senat auf die ge-
plante Einführung der 41-Stunden-Woche verzichtet, die weitere Entwicklung 
im Bund und in den Ländern aufmerksam beobachtet und erforderlichenfalls 

Nachbesserungen vornimmt. 

Zentrale Kritikpunkte des DGB am vorliegenden Entwurf sind damit die Un-

gleichbehandlung der Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfän-

ger, die geplante Einführung der 41-Stunden-Woche und die voraussichtlich 
massiv sinkende Wettbewerbsfähigkeit Hamburgs im Vergleich zum Bund und 

den anderen Ländern.  
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Deutlich weist der DGB die öffentlich geäußerte Erwartung von Teilen des Se-
nats zurück, der DGB und seine Gewerkschaften mögen Finanzierungsvor-

schläge für ihre weitergehenden Forderungen vorlegen. Das sich aus der Verfas-

sung ergebende Beteiligungsrecht der Gewerkschaften bei der Vorbereitung 
beamtenrechtlicher Regelungen erstreckt sich nicht auf die Aufstellung und 
Durchführung des Haushaltes. Die sich nun aus der neueren Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerichts ergebenen Nachbesserungsbedarfe bei der Be-

soldung und Versorgung sind zudem das Ergebnis deutlich weitgehender Ein-

sparungen bei der Besoldung und Versorgung seit dem Jahr 1996. Die Beamtin-
nen und Beamten haben damit einen Beitrag zur Konsolidierung des 

Haushaltes geleistet, der noch deutlich über die in dieser Stellungnahme for-

mulierten Forderungen hinausgeht.  

 

Zu Tarifeinigungen als Maßstab für die regelmäßigen Anpassungen der Be-

soldung und Versorgung  

Der DGB und seine Gewerkschaften legen großen Wert darauf, dass die Tarifab-

schlüsse auch weiterhin der Maßstab für die regelmäßigen Anpassungen der 
Besoldung und Versorgung bleiben. Dies gewährleistet nicht nur eine Gleichbe-

handlung der Statusgruppen bei der Einkommensentwicklung, sondern er-

möglicht auch die Beteiligung beider Statusgruppen im Rahmen der kol-

lektiven Aushandlungsprozesse und damit die Partizipation an der Gestaltung 

der Arbeitsbedingungen durch Koalitionen im Sinne des Artikels 9 Abs. 3 des 
Grundgesetzes (GG). Der aktuelle Koalitionsvertrag der Regierungskoalition in 
der Hamburgischen Bürgerschaft mit seiner Tarifgarantie sieht dies explizit vor. 

Das Bundesverfassungsgericht hat in seiner Entscheidung zur Berliner A-Besol-

dung vom 17. September 2025 in Randnummer 82 die Bedeutung der Tarifer-

gebnisse der Beschäftigten im öffentlichen Dienst für die Feststellung einer 

amtsangemessenen Alimentation noch einmal hervorgehoben. Die zentrale Be-
deutung des Parameters des Tariflohnvergleichs für die Hamburger Besol-

dungspolitik wird u.a. auf S. 56 des vorliegenden Entwurfs deutlich.  

 

Zu den Anwärterbezügen  

Die Anpassung der Anwärterbezüge weicht im Rahmen des Günstigkeitsprin-
zips vom Tarifergebnis ab. Dies ist ein positiver Aspekt des vorliegenden Gesetz-

entwurfs, der vom DGB ausdrücklich begrüßt wird. Die hohen Lebenshaltungs- 

und Mietkosten stellen insbesondere für junge Menschen sowie für Berufsan-
fängerinnen und Berufsanfänger eine erhebliche Belastung dar.  

Die überproportionale Erhöhung der Bezüge der Anwärterinnen und Anwärter 

steht damit im deutlichen Gegensatz zu den übrigen Maßnahmen des Gesetz-

entwurfs, die eher minimalistisch ausgerichtet sind bzw. – wie die Einführung 

der 41-Stunden-Woche – die Attraktivität des öffentlichen Dienstes wahrnehm-

bar senken. 
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Zur Dynamisierung der Zulagen  

Aus Sicht des DGB und seiner Gewerkschaften sollten die linearen Steigerungen 
des Tarifergebnisses auch auf die Stellen- und Erschwerniszulagen Anwendung 
finden. Diese Zulagen sollten ebenfalls an den regelmäßigen Erhöhungen der 

Besoldung teilnehmen. Sie sind entsprechend dauerhaft zu dynamisieren. Hier 
besteht am vorliegenden Gesetzentwurf Nachbesserungsbedarf. In den Bun-

desländern Schleswig-Holstein und Mecklenburg-Vorpommern nehmen auch 
die Stellen- und Erschwerniszulagen an den regelmäßigen Erhöhungen der Be-

soldung teil.  

Zulagen, die nicht der regelmäßigen Anpassung unterliegen, verlieren regelmä-

ßig an Wert und können damit dauerhaft nicht ihre eigentliche Funktion erfül-

len. Eine regelmäßige Dynamisierung aller Stellen- und Erschwerniszulagen 
wäre nicht nur sachgerecht, sondern auch ein Zeichen der Wertschätzung ge-
genüber Beamtinnen und Beamten, die insbesondere gefährliche und belas-

tende Tätigkeiten wahrnehmen. 

Trotz der aktuellen Erhöhungen beispielsweise der Polizei- und Feuerwehrzula-

gen drohen diese mit dem vorliegenden Gesetzentwurf im Ländervergleich be-
reits wieder deutlich an Wert zu verlieren. So werden die Polizei- und Feuer-

wehrzulage in Schleswig-Holstein bereits zum 1. Januar 2027 nach einer 

Dienstzeit von einem Jahr bei 114,61 Euro und nach einer Dienstzeit von zwei 

Jahren bei 191,01 Euro liegen. In Hamburg sind zum 1. Januar 2028 – also ein 

Jahr später – noch Werte von 95 Euro bzw. 180 Euro vorgesehen. In Schleswig-
Holstein sind diese Zulagen zudem ruhegehaltsfähig.  

Positiv bewertet der DGB die vollständige Übertragung des Tarifergebnisses 
auch hinsichtlich der vorgesehenen Erhöhung der Wechselschichtzulage auf 

200 Euro und der Schichtzulage auf 100 Euro.  

 

Zur Übertragung der Hamburg-Zulage 

Positiv bewertet der DGB die Übertragung der tarifvertraglich vereinbarten 
Hamburg-Zulage für bürgernahe Dienste sowie der Zulage für Beschäftigte im 
Sozial- und Erziehungsdienst auf die Beamtinnen und Beamten. 

Der DGB weist jedoch darauf hin, dass die vorgesehene Ausgestaltung darauf zu 

überprüfen ist, ob die tarifvertraglich vereinbarten Beschäftigtengruppen tat-

sächlich vollständig und wirkungsgleich erfasst werden. Während der Tarifver-
trag die anspruchsberechtigten Bereiche konkret benennt, sieht der Gesetzent-
wurf für den Beamtenbereich teilweise eine Konkretisierung durch 
nachgelagerte Rechtsverordnungen vor. 

Der DGB erwartet, dass hierdurch keine Einschränkung des Kreises der An-

spruchsberechtigten erfolgt. Die vorgesehene Verordnungslösung darf insbe-

sondere nicht dazu führen, dass der Kreis der anspruchsberechtigten 
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Beamtinnen und Beamten hinter dem tarifvertraglich vereinbarten Personen-
kreis zurückbleibt. 

 

Koppelung der Versorgung an die Besoldung der Aktiven  

Nach § 5 Abs. 1 des Hamburgischen Beamtenversorgungsgesetzes (HmbBe-
amtVG) werden die ruhegehaltsfähigen Dienstbezüge um pauschale Beträge 
gekürzt. Der vorliegende Gesetzentwurf sieht in den Artikeln 18, 19 und 20 eine 

Erhöhung dieser Abzüge und damit weitere Kürzungen der Versorgung vor. Der 
DGB lehnt diese Abzüge ab.  

Diese Regelung geht auf den Einbau der Reste der gekürzten Sonderzahlung 
2011 in die Tabelle zurück. Nach nunmehr mehr als 15 Jahren des Sonderopfers 
seitens der Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger zur Er-
möglichung anderer Ausgaben im Haushalt sollte diese Regelung einer kriti-

schen Überprüfung unterzogen werden. Der DGB und seine Gewerkschaften 

treten dafür ein, diesen Abzug auslaufen zu lassen und künftig nicht mehr vor-
zunehmen. Andere Länder kennen derartige Regelungen nicht. Ergebnis dieser 

Hamburgensie ist damit eine Versorgung unterhalb des Niveaus vergleichbarer 

Länder.  

 

Zur Nichtberücksichtigung der Versorgungsempfänger bei der neuen Son-

derzahlung  

Der DGB hat wiederholt die Entfristung der Angleichungszulage und ihren Ein-

bau in die Tabelle gefordert. Auf diesem Weg würden auch die Versorgungs-
empfängerinnen und Versorgungsempfänger gemäß ihrem individuellen Ver-

sorgungssatz von der Zahlung profitieren. Gleichzeitig würde die Attraktivität 
der Besoldung und Versorgung in Hamburg im Wettbewerb mit dem Bund und 

anderen Ländern gestärkt werden.  

Der nun vorliegende Gesetzentwurf sieht erneut die Nichtberücksichtigung der 

Versorgungsempfänger bei der neuen Sonderzahlung vor. Begründet wird dies 
mit der fehlenden zwingenden Notwendigkeit einer Berücksichtigung aufgrund 
einer dazu fehlenden Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts.  

Der DGB kritisiert massiv und lehnt es ab, dass die Versorgungsempfängerinnen 

und Versorgungsempfänger auch von der neuen Sonderzahlung ausgeschlos-
sen bleiben. Dies trägt weder zum Rechtsfrieden bei noch wird es der Lebens-

leistung der Betroffenen gerecht. Angesichts mehrerer Vorlagebeschlüsse zu 
dieser Frage aus Hamburg und offener Verfahren zur amtsangemessenen Ali-
mentation im Bereich der Versorgung vor dem Bundesverfassungsgericht aus 

anderen Ländern, ist dieses Vorgehen für den Senat mit hohen rechtlichen Risi-

ken verbunden.  

Der Ausschluss verschlechtert darüber hinaus die Wettbewerbsfähigkeit der 

hamburgischen Beamtenversorgung im Vergleich zum Bund und zu anderen 
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Ländern. Der DGB hält deshalb eine erneute Prüfung dieses Punktes für zwin-
gend erforderlich. 

 

Nachbesserungen sind das Ergebnis früherer Kürzungen  

Der DGB weist darauf hin, dass die im Gesetzentwurf festgestellten Nachbesse-
rungsbedarfe das Ergebnis früherer Kürzungen und Streichungen bei der Besol-
dung und Versorgung sind. Hier haben in den vergangenen Jahrzehnten erheb-

liche Einschnitte stattgefunden. Das Bundesverfassungsgericht hat mit seiner 
neuen Grundsatzentscheidung den Betrachtungszeitraum bis 1996 ausgewei-
tet. Er umfasst damit nicht nur die Kürzung bzw. Streichung der Sonderzahlung 

im Jahr 2011, sondern auch die jahrelangen Abzüge von 0,2 Prozent von jeder 

Anpassung der Besoldung und Versorgung zum Aufbau der Versorgungsrück-
lage sowie die Auswirkungen des Umstiegs vom Bundes-Angestelltentarifver-

trag (BAT) zum Tarifvertrag für den Öffentlichen Dienst der Länder (TV-L). Für 
eine amtsangemessene Alimentation sind nun Korrekturen dieser früheren Ein-
schnitte notwendig. 

Deutlich weist der DGB die öffentlich geäußerte Erwartung von Teilen des Se-

nats zurück, der DGB und seine Gewerkschaften mögen Finanzierungsvor-

schläge für ihre weitergehenden Forderungen vorlegen. Das sich aus der Verfas-
sung ergebende Beteiligungsrecht der Gewerkschaften bei der Vorbereitung 

beamtenrechtlicher Regelungen erstreckt sich nicht auf die Aufstellung und 
Durchführung des Haushaltes der Freien und Hansestadt Hamburg. Die sich 

nun aus der neueren Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts ergebe-
nen Nachbesserungsbedarfe bei der Besoldung und Versorgung sind zudem 
das Ergebnis deutlich weitgehender Einsparungen bei der Besoldung und Ver-

sorgung seit dem Jahr 1996. Die Beamtinnen und Beamten haben damit einen 

Beitrag zur Konsolidierung des Haushaltes geleistet, der noch deutlich über die 

in dieser Stellungnahme formulierten Forderungen hinausgeht. 

 

Zu den Unsicherheitsfaktoren hinsichtlich der amtsangemessenen Alimen-
tation  

Eine amtsangemessene Alimentation, die möglichst präzise ausgerechnet 
wurde und nur das verfassungsrechtliche Minimum abbilden soll, ist mit erheb-
lichen Unsicherheiten behaftet. Zu beachten ist hier beispielsweise:  

• Ab S. 58 des vorliegenden Entwurfs wird erläutert, dass die Berechnun-
gen weitgehend auf Prognosewerten basieren. Dies gilt insbesondere 
für die Jahre 2026 und 2027. Nach Ablauf des jeweiligen Betrachtungs-

jahres hat deswegen aus Sicht des DGB stets eine abschließende rück-

wirkende Betrachtung zu erfolgen.  
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• Offen ist, welche Kriterien für die Besoldung ab dem dritten Kind heran-
zuziehen sind. Der vorliegende Gesetzentwurf basiert hier auf prakti-

schen Erwägungen.  

 

• Offen ist, wie das Bundesverfassungsgericht die Berücksichtigung eines 
Partnereinkommens bei der Ermittlung der amtsangemessenen Ali-

mentation bewertet. Diese Frage ist in der aktuellen Entscheidung zur 

Berliner A-Besoldung explizit ausgeklammert worden. Für die abschlie-

ßende Bewertung des vorliegenden Gesetzentwurfs ist diese Frage we-
sentlich. Der Wert von 55 Prozent eines monatlichen Einkommens auf 
Basis eines Mindestlohns auf S. 63 des vorliegenden Entwurfs wirkt will-
kürlich gegriffen. Er ist allerdings für die Gewährleistung der Mindestbe-

soldung zentral. Diese lag laut S. 64 des Entwurfs im Jahr 2025 nur um 

rund 700 Euro über dem verfassungsrechtlich gebotenen Minimum.  
 

• Offen sind auch die Maßstäbe zur Prüfung einer amtsangemessenen 

Alimentation im Bereich der Versorgung. Mit der Nichtgewährung der 
Sonderzahlung für die Versorgungsempfängerinnen und Versorgungs-

empfänger geht der Gesetzgeber damit ein verfassungsrechtliches Ri-
siko ein.  

 

• Aus den offenen Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts zur 
amtsangemessenen Alimentation in Hamburg für die Jahre 2011 bis 

2022 können sich möglicherweise auch Nachbesserungsbedarfe für die 
aktuelle Besoldung ergeben. Dem Bundesverfassungsgericht liegen 

hierzu zahlreiche Vorlagebeschlüsse des Hamburger Verwaltungsge-
richtes vor.  

Die Prüfung der amtsangemessenen Alimentation im vorliegenden Gesetzent-
wurf basiert auf einer Reihe von Prognosen, Annahmen und von Fortschreibun-
gen statistischer Daten. Der DGB erwartet ausdrücklich eine kontinuierliche 

Fortschreibung der Prüfung auch für die Jahre 2026 und 2027, um eventuelle 

Nachsteuerungsbedarfe erkennen zu können. Die Sicherung einer amtsange-

messenen Alimentation ist keine einmalige Aufgabe, sondern eine dauerhafte 
Verpflichtung des Gesetzgebers. 

Der aktuelle Gesetzentwurf ist insgesamt weiterhin mit Unsicherheiten und of-
fenen Fragen hinsichtlich der Amtsangemessenheit der Alimentation verbun-

den. Die Antworten werden sich absehbar erst in den nächsten Jahren aus wei-

teren Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts ergeben. 
Nachbesserungsbedarfe an dem vorliegenden Gesetzentwurf sind damit nicht 

ausgeschlossen.  
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Zur amtsangemessenen Alimentation kinderreicher Familien 

Die Herstellung einer amtsangemessenen Alimentation ist mit zahlreichen Fra-
gezeichen verbunden. Dies betrifft auch die bisherigen Familienzuschläge für 
dritte und weitere Kinder. Das Bundesverfassungsgericht hat mit seiner im No-

vember 2025 veröffentlichten neuen Grundsatzentscheidung zur amtsange-
messenen Alimentation die bisherige Betrachtung des Mindestabstandes zur 

Grundsicherung durch eine neue Prüfung der Mindestbesoldung ersetzt. 
Gleichzeitig hat das Bundesverfassungsgericht offengelassen, wie mit der 

amtsangemessenen Alimentation kinderreicher Beamtenfamilien zu verfahren 
ist. Hier sind also nun mehrere Interpretationen und Vorgehensweisen möglich. 
Naheliegend erscheint es, die neue Prüfungslogik auch auf kinderreiche Beam-
tenfamilien anzuwenden und im Rahmen eines Gesetzentwurfs zur Herstellung 
einer amtsangemessenen Alimentation eine Gesamtbetrachtung vorzuneh-

men. Dies sieht der vorliegende Gesetzentwurf vor. Gleichzeitig ist dies mit ju-
ristischen Unsicherheiten verbunden, die absehbar einer höchstrichterlichen 
Klärung zugeführt werden.  

Die im vorliegenden Gesetzentwurf vorgesehene Regelung stellt für die be-

troffenen Familien angesichts der überproportionalen Erhöhung des Familien-
zuschlags für drei und mehr Kinder im Rahmen der Verabschiedung des Besol-

dungsstrukturgesetzes im Jahr 2023 eine deutliche Verschlechterung dar. Die 
Auswirkungen auf die Betroffenen sollen mit Übergangsregelungen abgemil-

dert werden. Der DGB plädiert hier für großzügige Übergangsregelungen bis zu 
einer abschließenden Neubewertung durch das Bundesverfassungsgericht.  

Der DGB weist darauf hin, dass die überproportionale Erhöhung der im Rahmen 

der damaligen Gewährleistung einer amtsangemessenen Alimentation keine 

Forderung des DGB und seiner Gewerkschaften war. Vielmehr war die großzü-

gige Ausgestaltung der Familienzuschläge angesichts der fehlenden Ruhege-
haltsfähigkeit und des begrenzten Zeitraums der Gewährung aus Sicht der 
Dienstherren eine kostengünstige Variante, um die damaligen Vorgaben des 

Bundesverfassungsgerichts zu erfüllen.  

 

Zu den rückwirkenden Regelungen für die Jahre 2011 und 2012 

Der Gesetzentwurf sieht in den Artikeln 21 und 22 weitgehende rückwirkende 
Regelungen für die Jahre 2011 und 2012 vor. Rückwirkend sollen sowohl das 

neue Familienmodell als auch die Berücksichtigung von Partnereinkommen 
verankert werden. Der DGB sieht diese Regelungen sehr kritisch.  

Es ist aus Sicht des DGB rechtlich fraglich, ob eine derart weitgehende rückwir-
kende Änderung des Besoldungs- und Versorgungsrechtes rechtlich zulässig 
ist. Rechtlich fragwürdig ist es auch, wenn willkürlich Zeiträume in der Vergan-

genheit herausgegriffen werden, um nachträglich eine für den Dienstherren 

günstigere Alimentationsgrundlage zu schaffen.  
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Gleichzeitig werfen die vorgesehenen Regelungen die Frage auf, ob damit tat-
sächlich Rechtsfrieden geschaffen werden soll oder ob vorrangig prozesstakti-

sche Ziele im Zusammenhang mit den bereits beim Bundesverfassungsgericht 

anhängigen Vorlagebeschlüssen des Verwaltungsgerichts Hamburg verfolgt 
werden.  

Für einen umfassenden Rechtsfrieden wären weitergehende Regelungen für die 

Jahre 2011 bis 2021 sowie eine Klärung des Umgangs mit den mehr als 8.000 
anhängigen Klageverfahren erforderlich. Mehr als 4.000 der derzeit anhängigen 

Klageverfahren werden durch den DGB-Rechtsschutz geführt. Der DGB ist des-
halb bereit, an einer tragfähigen Lösung zur Herstellung eines dauerhaften 
Rechtsfriedens konstruktiv mitzuwirken. Unabhängig davon bleibt es jeder Klä-
gerin und jedem Kläger unbenommen, über die Annahme einer möglichen Ver-
gleichs- oder Einigungslösung selbst zu entscheiden." 

Der DGB bezweifelt, dass die vorgesehenen Regelungen allein geeignet sind, 

die seit Jahren bestehende Auseinandersetzung um die Verfassungsmäßigkeit 

der hamburgischen Besoldung nachhaltig zu befrieden. Hierfür wären umfas-
sendere Regelungen und eine sachgerechte Verständigung mit den Spitzenor-

ganisationen der Gewerkschaften erforderlich. Der DGB hat hierzu gegenüber 
dem Personalamt Gesprächsbereitschaft signalisiert. 

Der DGB bittet vor diesem Hintergrund darum, entweder auf die nun vorgese-

henen Regelungen für die Jahre 2011 und 2012 zu verzichten und eine Ent-

scheidung des Bundesverfassungsgerichts zu den Vorlagebeschlüssen des Ver-
waltungsgerichtes Hamburg abzuwarten oder aber die vorgesehene Regelung 
auf die Jahre bis 2021 auszuweiten und parallel in Gespräche mit den Gewerk-

schaften über eine sachgerechte Befriedung der Auseinandersetzung über die 

amtsangemessene Alimentation vergangener Jahre einzusteigen. Entspre-

chende Gespräche könnten parallel zum weiteren Verlauf des Gesetzgebungs-
verfahrens stattfinden.  

 

Zur Attraktivität der Besoldung und Versorgung im Ländervergleich  

Besoldung und Versorgung dienen nicht allein der Einhaltung verfassungs-
rechtlicher Mindestanforderungen. Sie sind zugleich zentrale Instrumente zur 

Gewinnung und Bindung qualifizierter Fachkräfte. Der DGB misst der Entwick-
lung der hamburgischen Besoldung und Versorgung im Vergleich zum Bund 

und den anderen Ländern daher besondere Bedeutung bei. 

Der bundesweite DGB-Besoldungsreport 2025 hat bereits Schwächen der Ham-
burger Beamtenbesoldung aufgezeigt.1 Insgesamt findet sich die Hamburger 
Beamtenbesoldung bisher im Vergleich mit dem Bund und den anderen Län-
dern im oberen Mittelfeld wieder. Gleichzeitig weist die Hamburger Beamten-

besoldung bereits heute insbesondere im Vergleich mit Berlin Defizite auf. In 

 
1 Der DGB-Besoldungsreport 2025 findet sich unter https://www.dgb.de/filead-
min/download_center/Studien/DGB_OeDuB_Besoldungsreport2025_Web.pdf  

https://www.dgb.de/fileadmin/download_center/Studien/DGB_OeDuB_Besoldungsreport2025_Web.pdf
https://www.dgb.de/fileadmin/download_center/Studien/DGB_OeDuB_Besoldungsreport2025_Web.pdf
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den Eingangsstufen der wichtigen Besoldungsgruppen A7 und A9 verdienen 
Berliner Beamtinnen und Beamte mehr als 1.000 Euro im Jahr mehr als ihre 

Hamburger Kolleginnen und Kollegen. 

Im Vergleich mit den anderen norddeutschen Ländern stellen die vollständige 

Zeit- und wirkungsgleiche Übertragung der Tarifergebnisse, die Übertragung 
der Hamburg-Zulage und die unbefristete Einführung einer Sonderzahlung 

oberhalb des Niveaus der bisherigen Angleichungszulage wichtige Maßnahmen 
zur Sicherung der Attraktivität der Besoldung der aktiven Beamtinnen und Be-

amten dar. Gleichzeitig ist jedoch absehbar, dass Hamburg durch die Einfüh-
rung der 41-Stunden-Woche in den Auswertungen des DGB-Besoldungsrepor-
tes massiv im Vergleich mit anderen Ländern zurückfallen wird. Die 
Verlängerung der Arbeitszeit konterkariert die Bemühungen um eine im Län-
dervergleich wettbewerbsfähige Besoldung.  

Angesichts der geplanten deutlichen Erhöhung der Besoldung und Versorgung 

in Schleswig-Holstein ist ebenfalls schon heute erkennbar, dass sich der Wett-

bewerb um qualifizierte Bewerberinnen und Bewerber mit dem direkten Nach-
barland verschärfen wird.2 So erreicht Schleswig-Holstein bereits zum 1. Januar 

2027 ein Niveau der Grundbesoldung, das deutlich oberhalb des Niveaus der 
Hamburger Tabelle zum 1. Januar 2028 liegt. In der ersten Stufe der Besol-

dungsgruppe A 6 liegt der Unterschied bereits bei 180,63 Euro monatlich zu-
gunsten Schleswig-Holsteins, in der ersten Erfahrungsstufe der Besoldungs-

gruppe A 9 bereits bei 211,19 Euro monatlich, in der Endstufe der 
Besoldungsgruppe A 9 bei 220,40 Euro monatlich, in der Eingangsstufe der Be-

soldungsgruppe A 13 liegt der Unterschied bereits bei 325,30 Euro monatlich, in 
der Endstufe A 13 bei 352,33 Euro monatlich. Der Differenzbetrag erhöht sich 

signifikant in den oberen Besoldungsstufen. Im Endamt der Besoldungsgruppe 
A 16 liegt er bereits bei 564,05 Euro monatlich.  

Die Differenz der Grundgehälter zugunsten Schleswig-Holsteins wird durch die 
Einführung einer unbefristeten Sonderzahlung in Höhe von 27,5 Prozent in 

Hamburg teilweise kompensiert. Hierbei ist aber zu beachten, dass in wichtigen 

Bereichen wie der Polizei und der Feuerwehr in Schleswig-Holstein das Ein-
gangsamt A 8 statt A 7 gewährt wird und die Grundgehälter im Gegensatz zur 

Hamburger Sonderzahlung ruhegehaltsfähig sind. Gerade im Bereich der Be-
amtenversorgung fällt Hamburg damit im Ländervergleich deutlich zurück. Die 

Beamtenversorgung stellt im Wettbewerb mit der Privatwirtschaft einen zentra-
len Attraktivitätsfaktor dar. Hier steht Hamburg im Ländervergleich potenziell 
sehr schlecht da, wenn die künftige Sonderzahlung nur aktiven Beamtinnen 

und Beamten gewährt wird und gleichzeitig nach § 5 Abs. 1 des Hamburgischen 

Beamtenversorgungsgesetzes (HmbBeamtVG) die ruhegehaltsfähigen Dienst-
bezüge um pauschale Beträge gekürzt werden.  

Die Personalgewinnung findet in einem gemeinsamen norddeutschen Arbeits-
markt statt. Unterschiede dieser Größenordnung bleiben damit nicht folgenlos.  

 
2 Schleswig-Holsteinischer Landtag, Drucksache 20/4501.  
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Ein umfassender Ländervergleich der Besoldung und Versorgung ist im Rah-
men dieser Stellungnahme auch deswegen nicht möglich, da in mehreren Län-

dern, u.a. in Niedersachsen und Mecklenburg-Vorpommern die konkreten Maß-

nahmen zur Sicherung einer amtsangemessenen Alimentation in Folge der 
neuesten Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts noch offen sind.  

Zur Sicherung der Attraktivität der Besoldung im Vergleich mit dem Bund und 

den anderen Ländern erwartet der DGB deshalb, dass der Senat auf die ge-
plante Einführung der 41-Stunden-Woche verzichtet, die weitere Entwicklung 

im Bund und in den Ländern aufmerksam beobachtet und erforderlichenfalls 
Nachbesserungen an der Höhe der Besoldung und Versorgung vornimmt, um 
die Wettbewerbsfähigkeit des öffentlichen Dienstes in Hamburg zu sichern.  

Die Besoldung und Versorgung der Beamtinnen und Beamten der Freien und 
Hansestadt Hamburg darf sich nicht dauerhaft am verfassungsrechtlichen Mini-
mum orientieren. Besoldung, Versorgung und Arbeitsbedingungen sind zent-

rale Instrumente der Personalgewinnung und Personalbindung. 

 

Zur geplanten Einführung der 41-Stunden-Woche 

Die mit der Ergänzung des Gesetzentwurfs beabsichtigte Einführung der 41-
Stunden-Woche stößt auf die massive Ablehnung des DGB und seiner Gewerk-

schaften. Der DGB fordert den Senat auf, auf die Einführung der 41-Stunden-
Woche zu verzichten. Der DGB erwartet grundsätzlich eine Orientierung der Ar-

beitszeit der Beamtinnen und Beamten an der tarifvertraglich vereinbarten Ar-
beitszeit der Tarifbeschäftigten der Länder.  

Sollte der Senat an diesem Vorhaben festhalten, so erwartet der DGB eine deut-

liche Nachbesserung an dem vorliegenden Entwurf.  

Eine Erhöhung der Arbeitszeit ist mit Blick auf den Arbeits- und Gesundheits-

schutz abzulehnen. Die Arbeitsrealität im öffentlichen Dienst ist geprägt von 

Personalmangel, steigenden Anforderungen und wachsender Verantwortung. 

Eine Arbeitszeitverlängerung würde diese Situation verschärfen und gefährdet 
nebenbei auch die Attraktivität des öffentlichen Dienstes als Arbeitsgeber wei-
ter. Eine einseitige Erhöhung der Arbeitszeit bedeutet eine reale Verschlechte-

rung der Arbeitsbedingungen. Sie ist eine versteckte Form der Arbeitsverdich-
tung, die die Beschäftigten zusätzlich belastet, ohne dass dafür ein Ausgleich 
geschaffen wird. Längere Arbeitszeiten erhöhen nachweislich das Risiko für Er-

krankungen und Fehlzeiten. Insbesondere in Bereichen mit Schicht- und Wech-

selschichtdienst stellt die Einführung einer 41-Stunden-Woche eine massive 
Mehrbelastung dar.  

Der DGB sieht in der Einführung einer 41-Stunden-Woche eine faktische Lohn-

kürzung. Eine zusätzliche Arbeitsstunde pro Woche ohne finanziellen Ausgleich 

bedeutet eine reale Absenkung des Stundenlohns um rund 2,5 Prozent. Teilzeit-

beschäftigte stehen damit vor der Entscheidung, ihre Arbeitszeit erhöhen zu 

müssen oder einen Einkommensverlust hinnehmen zu müssen. Die Einführung 
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einer 41-Stunden-Woche ist damit auch unter gleichstellungspolitischen Ge-
sichtspunkten abzulehnen. 

Ein wichtiges Kriterium für die Gestaltung der Arbeitszeit aus Sicht der Beschäf-
tigten ist außerdem die Vereinbarkeit mit den Anforderungen des Privatlebens. 

In den Erhebungen des DGB-Index Gute Arbeit wird ein deutlicher Zusammen-
hang sichtbar, wenn hier die Länge der wöchentlichen Arbeitszeit berücksich-

tigt wird. Je länger gearbeitet wird, desto häufiger ist die Vereinbarkeit beein-
trächtigt.  

 

Zur mangelhaften Begründung der Einführung der 41-Stunden-Woche 

Der übersandte Gesetzentwurf zur Erweiterung des beamtenrechtlichen Beteili-
gungsverfahrens zur Besoldungs- und Versorgungsanpassung enthält in der all-
gemeinen Begründung folgende Ausführungen:   

„Vor diesem Hintergrund erscheint eine Anhebung der regelmäßigen 

wöchentlichen Arbeitszeit der Beamtinnen und Beamten von 40 auf 41 

Stunden als eine sachgerechte und zumutbare Maßnahme. Die durch-
schnittliche wöchentliche Arbeitszeit von Vollzeitbeschäftigten in 

Deutschland beträgt derzeit 41,4 Stunden (vgl. DGB-Index Gute Arbeit 
Kompakt 05/2025). Auch im öffentlichen Dienst haben inzwischen der 

Bund sowie mehrere Länder (Baden-Württemberg, Freie Hansestadt 
Bremen, Hessen, Nordrhein-Westfalen, Schleswig-Holstein) die Wo-

chenarbeitszeit der Beamtinnen und Beamten auf grundsätzlich 41 
Stunden angehoben. Insofern folgt Hamburg mit dieser Maßnahme 

dem Beispiel des Bundes und anderer Länder, ohne dabei den in der 
deutschen Arbeitswirklichkeit gelebten und üblichen Arbeitszeitrah-
men zu überschreiten.“ 

Der DGB hat dazu die verantwortlichen Wissenschaftler und Autoren des DGB-
Index Gute Arbeit um eine fachliche Einordnung gebeten. Im Ergebnis hält die 
angeführte Begründung einer genaueren Prüfung nicht stand. Argumentiert 

wird mit Verweis auf den DGB-Index Gute Arbeit, die durchschnittliche Wochen-
arbeitszeit von Vollzeitbeschäftigten in Deutschland liege bei 41,4 Stunden. Die 
Zahl ist zwar korrekt, aber es handelt sich um die tatsächlich geleistete Ar-

beitszeit, inklusive Überstunden und Mehrarbeit. In der zitierten Befragung des 
DGB-Index Gute Arbeit liegt die vereinbarte Wochenarbeitszeit von Vollzeitbe-

schäftigten bei lediglich 39 Stunden. Diese Angabe fehlt in der Veröffentlichung, 
sie wurde jedoch erhoben. Die Begründung vergleicht hier also Äpfel mit Bir-
nen. Wenn Hamburg sich aber „am in der deutschen Arbeitswirklichkeit geleb-

ten und üblichen Arbeitszeitrahmen“ orientieren möchte, was der DGB begrü-

ßen würde, wäre die Arbeitszeit der Beamtinnen also auf 39 Stunden zu 
reduzieren. 
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Zum Verfahren der Beteiligung 

Nach § 53 Beamtenstatusgesetz des Bundes (BeamtStG) und § 93 des Hambur-
gischen Beamtengesetzes sind die Spitzenorganisationen der zuständigen Ge-
werkschaften und Berufsverbände bei der Vorbereitung gesetzlicher Regelun-

gen der beamtenrechtlichen Verhältnisse durch die obersten Landesbehörden 
zu beteiligen. Diese Beteiligung ist als Ausgleich für die für Beamtinnen und Be-

amte bisher nicht bestehende Tarifautonomie nach Artikel 9 Abs. 3 GG und das 
Streikverbot zu sehen. Die Spitzenorganisationen sind daher bei der Vorberei-

tung gesetzlicher Regelungen zu beteiligen, um als Interessenvertretung die 
Rechte der Beamtinnen und Beamten zu wahren. Sie sollen so auf die inhaltli-
che Gestaltung der beamtenrechtlichen Regelungen Einfluss nehmen können. 

Angesichts der hohen Bedeutung des Gesetzgebungsverfahrens und der massi-
ven Auswirkungen auf die Beschäftigten hält der DGB die kurze Beteiligungs-
frist von gerade einmal 12 Arbeitstagen für unangemessen und übt hier deutli-

che Kritik an dem vom Senat aufgebauten Zeitdruck. Dies erschwert nicht nur 

die verbandsinterne Willensbildung, sondern auch die fachliche Prüfung des 
Entwurfs massiv. Insbesondere ist so kurz vor den Ferien und angesichts der 

anstehenden unterrichtsfreien Zeit eine Prüfung der Auswirkungen auf die Leh-
rerarbeitszeitverordnung nicht umfassend möglich. Die hochkomplexe Lehrer-

arbeitszeitverordnung wird mit dem vorliegenden Entwurf erstmalig geändert.  

 

Zur Situation der Lehrkräfte 

Der DGB sieht in Hinblick auf die Erhöhung der Arbeitszeit der Lehrkräfte deutli-

chen Nachbesserungsbedarf im Rahmen der Fürsorgepflicht des Dienstherrn.  

Bei einer regelhaft erhöhten Arbeitszeit von 47,74 Wochenstunden während der 

Unterrichtswochen ist die Erfassung der tatsächlichen Arbeitszeit der Lehr-
kräfte nun zwingend notwendig. Das Recht der Beschäftigten auf Pause und Er-
holung muss gewährleistet sein, um der wachsenden Entgrenzung und „Aus-
kömmlichkeit“ des Planungsansatzes Grenzen zu setzen.  

Der Kompromiss, die zusätzliche Stunde nicht für Unterricht zu nutzen, son-
dern als Team- und Kooperationszeit, schwächt die Belastung durch die Ar-

beitszeiterhöhung nicht ab. Die Personaleinsparungen, die über die schulbe-
reichsspezifische Änderung der Klassen-/Kursfrequenzerhöhungen 
hinzukommen, verstärken die Belastungen der Lehrkräfte und erhöhen ihre Ar-

beitszeit zusätzlich.3 Wenn der zusätzliche Aufwand für die größeren Klassen, 

 
3 Mit der Erhöhung der Frequenzen müssen die Unterrichtsfaktoren neu be-

rechnet werden. Beispiel mit Anlage 4 zum LAZ-Modell und Studienstufe 5-
stündiger Leistungskurs: 

Unterrichtszeit: ändert sich nicht: 144 Zeitstunden 
Vorbereitungszeit: ändert sich nicht: 72 Zeitstunden 
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z.B. für Korrekturen, nicht in die Unterrichtsfaktoren eingerechnet wird, bedeu-
tet das eine bislang unberücksichtigte Erhöhung der Arbeitszeit, die insgesamt 

mehr als die eine Stunde betragen wird. Die Arbeitszeit- und Belastungsstudie 

der Kooperationsstelle der Universität Göttingen aus dem Jahr 2024 weist ex-
plizit den Zusammenhang von Klassengröße und Gesundheitsrisiko nach. Ar-
beitsintensität und die ungünstige Lage der Arbeitszeit ergeben hohe Belastun-
gen.4 

 

Notwendige Ermäßigungen im Falle einer 41-Stunden-Woche 

Die Gesetzesbegründung verweist darauf, dass der Bund und einige andere 

Länder bereits die 41-Stunden-Woche eingeführt hätten. Diese Argumentation 

verkennt, dass nach wie vor die Mehrheit der Länder nicht auf dieses Instru-
ment setzt.  

Auch die konkreten Regelungen zwischen den Ländern unterscheiden sich 

massiv. So sieht beispielsweise § 1 a der Hessischen Arbeitszeitverordnung vor, 
dass hauptamtlich tätigen Beamtinnen und Beamten mit einer durchschnittli-

chen regelmäßigen Arbeitszeit von 41 Stunden pro Woche ab dem 1. August 

2017 eine Arbeitsstunde pro Kalenderwoche auf einem Lebensarbeitszeitkonto 

gutgeschrieben wird. An diesem Beispiel wird deutlich, dass der in der vorlie-
genden Gesetzesbegründung vorgenommene pauschale Vergleich der Wochen-

arbeitszeiten mit anderen Ländern deutlich zu kurz greift.  

Sollte der Senat an der Einführung der 41-Stunden-Woche festhalten, so hält es 
der DGB vor dem Hintergrund der Regelungen in anderen Ländern für zwin-

gend, weitere Entlastungen für die Beschäftigten vorzusehen. Konkret fordert 

 
Schülerberatung (bisher 22 SuS, neu 24 SuS): bisher 43 Zeitstunden, neu: 

43*24/22=46,9 Zeitstunden 

Klausuren (12 Std.): bisher bei 4 Klausuren 48 Zeitstunden; neu: 4x (2 h Konzep-

tion +10*24/22 h Korrektur)=51,6 Zeitstunden 

Abi schriftlich: Themenstellung 8 h (unverändert), Korrektur bisher 40 h; neu 
40*24/22=43,6 h; Gesamt 51,6 h (:2 für 2 Schuljahre)= 25,8 h 

Abi mündlich: wird nicht separat aufgeführt, aber hier erhöht sich natürlich 

auch die Zeit für die Themenstellung. 

Koreferat: 40 Stunden bisher; neu: 40*24/22=43,6 h (:2 für 2 Schuljahre)=21,8 h 

Summe=bisher 351 Zeitstunden; neu: 362 Zeitstunden 

Faktor: bisher (351: (5*38))=1,847 (sie runden aber auf 1,8) ; neuer Faktor: 1,91 

4 Der Gesamtbericht der Studie findet sich unter 

https://kooperationsstelle.uni-goettingen.de/fileadmin/hamburger_arbeits-

zeit_und_arbeitsbelastungsstudie/projekte/kooperationsstelle/25_11_14_Ge-
samtbericht_Hamburg_FINAL_HP.pdf  

https://kooperationsstelle.uni-goettingen.de/fileadmin/hamburger_arbeitszeit_und_arbeitsbelastungsstudie/projekte/kooperationsstelle/25_11_14_Gesamtbericht_Hamburg_FINAL_HP.pdf
https://kooperationsstelle.uni-goettingen.de/fileadmin/hamburger_arbeitszeit_und_arbeitsbelastungsstudie/projekte/kooperationsstelle/25_11_14_Gesamtbericht_Hamburg_FINAL_HP.pdf
https://kooperationsstelle.uni-goettingen.de/fileadmin/hamburger_arbeitszeit_und_arbeitsbelastungsstudie/projekte/kooperationsstelle/25_11_14_Gesamtbericht_Hamburg_FINAL_HP.pdf
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der DGB eine Entlastung älterer Beamtinnen und Beamten, um die Gesundheit 
der Beschäftigten zu schützen und eine Zunahme der Antragsruhestände zu 

vermeiden. In Hessen gilt beispielsweise nach § 1 der Hessischen Arbeitszeit-

verordnung die 41-Stunden-Woche nur bis zum 60. Lebensjahr, ab dem 60. Le-
bensjahr gilt die 40-Stunden-Woche. In Nordrhein-Westfalen gilt nach § 2 der 
entsprechenden Arbeitszeitverordnung die 41-Stunden-Woche sogar nur bis 
zum 54. Lebensjahr, ab dem 55. Lebensjahr die 40-Stunden-Woche und ab dem 

60. Lebensjahr die 39-Stunden-Woche. Der DGB erwartet die Prüfung und Ein-

führung entsprechender Ermäßigungsregelungen auch für die Beamtinnen und 
Beamten in Hamburg. Darüber hinaus sind verstärkt Regelungen zur Ermögli-

chung und zur Ausgestaltung des alternsgemäßen Arbeitens zu schaffen. In die-

sem Kontext kritisiert der DGB mit Nachdruck die vorgesehene Erhöhung der 
Altersgrenze für die Altersermäßigung der Lehrkräfte. Angesichts der hohen Be-
lastungen im Unterrichtskontext ist dies das falsche Signal.  

In Brandenburg ist aktuell zwar die Einführung einer 41-Stunden-Woche ge-
plant, es bleibt aber bei einer 40-Stunden-Woche für die Beamtinnen und Be-

amten, die 

• schwerbehindert im Sinne des § 2 Absatz 2 des Neunten Buches Sozial-
gesetzbuch sind, soweit sie nicht vergleichbare Entlastungen aufgrund 

ressortspezifischer Arbeitszeitregelungen erhalten, 

• nach § 19 der Brandenburgischen Erschwerniszulagenverordnung im 
Wechselschichtdienst oder im Schichtdienst eingesetzt sind oder 

• nach § 21 Absatz 3 der Brandenburgischen Arbeitszeitverordnung Poli-

zei, Feuerwehr, Justizvollzug regelmäßig Einsatzdienst leisten oder 

nach § 22 dieser Verordnung in den Leitstellen Dienst als Disponentin 

oder Disponent leisten. 

Mit Ausnahme der Freistellungstage für die Schwerbehinderten fehlen entspre-
chende Regelungen in dem vorliegenden Entwurf. Den spezifischen Anforde-

rungen des Schicht- und Wechselschichtdienstes wird damit nicht Rechnung 
getragen.  

Die Arbeitszeitverordnung des Landes Schleswig-Holstein sieht in § 10 Regelun-

gen für eine Ermäßigung der Arbeitszeit für Beamtinnen und Beamte vor, die 

langjährig Wechselschichtdienst leisten. Bei über 10 Jahren Wechselschicht-
dienst sinkt die Arbeitszeit auf 38 Stunden, bei über 20 Jahren im Wechsel-
schichtdienst sogar auf nur noch 36 Stunden. Angesichts der hohen Belastun-
gen im langjährigen Wechselschichtdienst für die Gesundheit und die 

Vereinbarkeit von Familie und Beruf hält der DGB eine entsprechende Regelung 

auch für Hamburg für sachgerecht. 

Auch das Land Bremen definiert weitgehende Ausnahmen von der 41-Stunden-
Woche. Für den Bereich des Schicht- und Wechselschichtdienstes heißt es bei-
spielsweise  
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„Beamtinnen und Beamte, die in einem Schichtdienst oder im Wechsel-
schichtdienst tätig sind, sind aus Gründen des Gesundheitsschutzes 

ebenfalls von der Erhöhung der regelmäßigen Arbeitszeit auf 41 Wo-

chenstunden aufgenommen [sic!]. Schichtdienst (insbesondere Nacht- 
und Wechselschichtdienst) ist nachweislich körperlich und psychisch 
stärker belastend. In den Bereichen des Polizei- und Justizvollzugs-
dienstes kommen zudem Konflikt- und Gewaltpotenziale sowie im Ein-

satzdienst der Feuerwehr körperliche Extrembelastungen hinzu, welche 

unabhängig von der wöchentlichen Arbeitszeit die betroffenen Beam-
tinnen und Beamte stärker als andere Beamtinnen- bzw. Beamtengrup-

pen beanspruchen.“5  

Neben der Ausnahme für den Schicht- und Wechselschichtdienst besteht in 
Bremen die Möglichkeit einer Ausnahmeregelung von der 41-Stunden-Woche 

für Beamtinnen und Beamte mit Erziehungs- und Pflegeaufgaben, da die Erhö-
hung der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit für diesen Personenkreis 
eine erhebliche zusätzliche Belastung darstellt. 

Die Landesregierung in Brandenburg erklärt weiterhin im Rahmen der Einfüh-

rung der 41-Stunden-Woche ihre Absicht, eine Regelung im Gesetzentwurf auf-
zunehmen, wonach Teilzeitbeschäftigungen im Umfang von 40 Stunden pro 

Woche auf Antrag zu bewilligen sind, wenn zwingende dienstliche Belange 
nicht entgegenstehen. Auch eine derartige Regelung fehlt in den Übergangsbe-

stimmungen des vorliegenden Gesetzentwurfes.  

Zu prüfen ist zudem eine Sonderregelung für tarifbeschäftigte Lehrkräfte, die 
durch den beamtenrechtlichen Verweis in § 44 TV-L unter die 41-Stunden-Wo-

che fallen, ohne Beamtinnen und Beamte zu sein.  

Aufgrund der kurzen Frist zur Beteiligung hinsichtlich der Einführung der 41-

Stunden-Woche ist eine systematische Prüfung aller Ausnahme- und Sonderre-

gelungen der anderen Bundesländer nicht möglich. Der DGB hält es jedoch für 
geboten, dass der Senat sich im Rahmen des laufenden Verfahrens diese Über-

sicht verschafft und im Ländervergleich angemessenen Ausnahme- und Entlas-

tungsregelungen vorsieht.  

 

 

 

 
5Rundschreiben des Senators für Finanzen Nummer 12/2026 vom 07.05.2026: 

„Übergangs- und Ausnahmeregelungen von der Erhöhung der regelmäßigen 
wöchentlichen Arbeitszeit auf 41 Stunden nach § 134 Bremisches Beamtenge-
setz sowie § 5 Absatz 1a Bremische Arbeitszeitverordnung und § 24 Bremische 

Urlaubsverordnung“, abrufbar unter https://www.uni-bremen.de/fileadmin/u-

ser_upload/dezernate/dezernat2/Formulare/C._Weitere_Formulare__alphabe-
tisch_/RS_12_2026_Ausnahmen_41-Std-Woche_inkl_Anlagen.pdf  

https://www.uni-bremen.de/fileadmin/user_upload/dezernate/dezernat2/Formulare/C._Weitere_Formulare__alphabetisch_/RS_12_2026_Ausnahmen_41-Std-Woche_inkl_Anlagen.pdf
https://www.uni-bremen.de/fileadmin/user_upload/dezernate/dezernat2/Formulare/C._Weitere_Formulare__alphabetisch_/RS_12_2026_Ausnahmen_41-Std-Woche_inkl_Anlagen.pdf
https://www.uni-bremen.de/fileadmin/user_upload/dezernate/dezernat2/Formulare/C._Weitere_Formulare__alphabetisch_/RS_12_2026_Ausnahmen_41-Std-Woche_inkl_Anlagen.pdf
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Der DGB erwartet konkret:  

1. Die Prüfung und Aufnahme einer Altersermäßigung bzw. zumindest die 
Beibehaltung der bisherigen Altersermäßigung für Lehrkräfte,  

2. eine Günstigerprüfung der verschiedenen Regelungen für Schwerbe-

hinderte,  
3. die Prüfung von Ausnahmeregelungen für Beamtinnen und Beamte mit 

Erziehungs- und Pflegeaufgaben, 
4. die Prüfung von Ausnahmeregelungen bzw. Entlastungsregelungen für 

den Schicht- und Wechselschichtdienst, 
5. die Prüfung einer Ausnahmeregelung für tarifbeschäftigte Lehrkräfte, 
6. die Möglichkeit einer automatischen Bewilligung von Teilzeit mit 40 

Stunden im Rahmen der Einführung der 41-Stunden-Woche und 
7. eine (regelmäßige) Evaluation der Folgen der Arbeitszeiterhöhung in 

Hinblick auf Krankenstände, begrenzte Dienstfähigkeit, freiwillige und 
unfreiwillige vorzeitige Versetzung in den Ruhestand, Veränderung der 
Teilzeitquoten und der Bewerberlage.  

Der DGB schlägt darüber hinaus vor, die Einführung der 41-Stunden-Woche zu-

nächst auf fünf Jahre zu befristen und nach drei Jahren umfassend zu evaluie-
ren. 

 

Weitergehende Vorschläge des DGB  

Zur Wiedereinführung der Ruhegehaltsfähigkeit der Stellenzulagen für Polizei, 
Feuerwehr und Justiz  

Die Vollzugsbeamtinnen und Vollzugsbeamten der Feuerwehr, der Polizei und 

des Justizvollzuges erhalten eine Zulage. Mit der Pensionierung entfallen diese 

Zulagen. Sie werden aktuell bei der Berechnung der Pensionen nicht berück-
sichtigt. Der DGB tritt dafür ein, diese Zulagen wieder ruhegehaltsfähig zu ma-
chen. Dies wäre nicht nur ein deutliches Zeichen der Wertschätzung an die be-
troffenen Beamtinnen und Beamten, sondern würde auch die gesundheitlichen 

Belastungen der aktiven Dienstzeit und ihre Auswirkungen auf den Ruhestand 
berücksichtigen.  

Die Länder Bayern, Sachsen, Nordrhein-Westfalen, Schleswig-Holstein und der 
Bund sind hier vorangegangen und haben bereits entsprechende Regelungen 
getroffen. Der DGB wirbt dafür, dass auch Hamburg eine entsprechende Initia-

tive ergreift und nicht hinter anderen Dienstherren zurückbleibt.  

Der DGB weist in diesem Kontext darauf hin, dass viele Beamtinnen und Be-
amte des Vollzugs mit niedrigen Besoldungsstufen in Pension gehen. Eine ent-

sprechende Regelung wäre eine erkennbare Verbesserung für die betroffenen 

Beamtinnen und Beamten. 
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Erhöhung der jährlichen Sonderzahlung für Kinder  

Ein wichtiger Faktor zur Gewährleistung der Mindestbesoldung bleibt die Son-
derzahlung für Kinder nach dem Hamburgischen Sonderzahlungsgesetz. Bei ei-
nem Abstand zur Mindestbesoldung von nur rund 700 Euro im Jahr 2025 besit-

zen je 300 Euro Sonderzahlung pro Kind eine hohe Bedeutung. Aus Sicht des 
DGB sollte die bisherige Höhe der Sonderzahlung für Kinder in Höhe von 300 

Euro im Hamburgischen Gesetz über die Gewährung einer jährlichen Sonder-
zahlung überprüft und auf das Niveau des Landes Schleswig-Holstein in Höhe 

von 400 Euro erhöht werden. Der DGB bittet in diesem Kontext auch eine dauer-
hafte Dynamisierung zu überprüfen. Der entsprechende Betrag hat seit 15 Jah-
ren keine Erhöhung mehr erfahren. Ihm kommt jedoch – offenbar unabhängig 
von der Entwicklung der Rechtsprechung - bei der Gewährung einer amtsange-
messenen Alimentation seit Jahren eine wichtige Rolle zu.  

 

Der vorliegende Gesetzentwurf enthält wichtige und ausdrücklich zu begrü-
ßende Verbesserungen bei der Besoldung und der Gewährleistung einer amts-

angemessenen Alimentation. Gleichzeitig wird dieses positive Signal jedoch 
durch die Einführung der 41-Stunden-Woche, den Ausschluss der Versorgungs-

empfängerinnen und Versorgungsempfänger von der neuen Sonderzahlung so-

wie durch die aus Sicht des DGB rechtlich und politisch problematischen Rege-

lungen für die Jahre 2011 und 2012 konterkariert. Der DGB fordert den Senat 

deshalb auf, den Gesetzentwurf im weiteren Gesetzgebungsverfahren umfas-
send nachzubessern. 

 

Mit freundlichen Grüßen  

 

Olaf Schwede  


